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24. Oktober 2003/JP/Wei/ms
Lieber Frank,

zunächst gratuliere ich dir herzlich zu deiner Wiederwahl zum Vorsitzenden von ver.di. Ich wünsche dir bei deiner Aufgabe alles Gute und viel Erfolg.

Gleichzeitig möchte ich dir aber auch mein Unverständnis über deine Angriffe gegen die Steuerpolitik der Koalition zum Ausdruck bringen. Sie sind nicht nur sachlich falsch, sondern auch politisch unverständlich. Ich kann nicht erkennen, welche Ziel​setzung du mit deiner Agitation verfolgst. So einfach, wie du die Dinge schilderst, sind sie nämlich nicht. 

Die Koalition hat keineswegs auf 5 bis 10 Mrd. Euro zu Gunsten der Versicherungs​wirtschaft verzichtest, wie du in deiner Rede behauptet hast. Allein schon die große Spanne legt es nahe, an der Seriosität der Zahlen zu zweifeln. Die Summen sind das Ergebnis von theoretischen Szenarien und keine für die Haushalte realisierbaren Steuereinnahmen. Sie sind zudem von der Wirtschaft selbst kolportiert worden.

In der Sache war der Beschluss des Bundestages vom letzten Freitag dringend not​wendig, gerade im Interesse der Versicherten. Einige Versicherungsunternehmen sind in der Tat schwer angeschlagen, ob selbstverschuldet oder nicht, kann hier da​hin stehen. Denn es geht letztlich nicht um die Versicherungsunternehmen, sondern um die Versicherungsnehmer. Es werden – wie du vielleicht weißt – mindestens 80 % bzw. 90 % der erwirtschafteten Erträge der Unternehmen an die Kunden in unter​schiedlicher Form zurückgegeben. Eine Insolvenz von Unternehmen mit Millio​nen von Versicherungsverträgen musste vermieden werden, denn die von der Bran​che freiwillig eingerichtete Protektor-Auffanggesellschaft wäre hier überfordert gewe​sen. Dann wäre sehr viel ins Rutschen geraten.

Insofern werden hier nicht Verluste der Unternehmen sozialisiert, wie du behauptest, sondern im Ergebnis potentielle Einbußen der Versicherten. Damit so etwas aber künftig nicht mehr eintreten kann, soll eine gesetzliche Sicherungseinrichtung ge​schaffen werden, die Ansprüche der Versicherungsnehmer bei der Insolvenz eines Unternehmens erfüllen kann. Das ist ein wichtiger Schritt, um ein schwerwiegendes Defizit zu beseitigen.

Millionäre mit mehr Steuern zu belasten, ist sicher ein populärer Vorschlag, nur wird er nicht die Krise der Staatsfinanzen lösen. Damit die Staatsverschuldung wieder – wie am Anfang der rot-grünen Koalition - abgebaut werden kann, ist ein höheres Wachstum erforderlich. Dazu kann das vollständige Vorziehen der Steuerreform bei​tragen, auch wenn das zunächst zu einer einmaligen höheren Neuverschuldung führt. Unser Land ist jedoch in der schwierigen Situation, dass gleichzeitig Haus​haltskonsolidierung und Konjunkturimpulse notwendig sind. Du forderst zum Ankur​beln der Konjunktur sogar ein Sofortprogramm von 20 Mrd. Euro, bleibst allerdings weit mehr noch die Antwort schuldig, wie das finanziert werden soll. 

Denn du weißt selbst, dass es für die von dir geforderte Vermögensteuer derzeit keine parlamentarischen Mehrheiten gibt. Ich bedauere sehr, dass es die Koalition nicht geschafft hat, in dem schmalen Zeitfenster vom Herbst 1998 bis März 1999 die Wiedererhebung der Vermögensteuer durchzusetzen. Es ist auch bedauerlich, dass es bis heute nicht gelungen ist, eine generelle Steuerpflicht für private Veräuße​rungsgewinne und eine Mindestgewinnbesteuerung für Großunternehmen einzufüh​ren, da beides von der Mehrheit der Union im Bundesrat noch im Frühjahr diesen Jahres blockiert worden ist. Es wäre schön, wenn du diese Tatsachen öffentlich auch einmal deutlich ansprechen würdest.

Wenn du die Verteilungsgerechtigkeit der Steuerpolitik kritisierst, so ist das nicht richtig. Natürlich gibt es einzelne schmerzhafte Einschnitte, aber du ignorierst mit diesem Vorwurf völlig die Fakten. 

Mit der Übernahme der Regierungsverantwortung im Herbst 1998 hat die Bundesre​gierung als Ausdruck einer grundsätzlichen Neubewertung der Familienpolitik das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 und die Steuerreform 2000 verabschiedet. Damit wurden die Weichen für eine Steuerpolitik zu Gunsten der Familien und kleiner und mittlerer Einkommen gestellt. 

Die beiden letzten Sätze stammen nicht aus einer Broschüre der Bundesregierung, sondern sind Zitate einer Untersuchung des RWI Essen (Monatsbericht des Bundes​finanzministeriums 10/2002) zu den Verteilungswirkungen des deutschen Steuer​systems. Das RWI verweist auch darauf, dass gerade der Familienleistungsaus​gleich, der Ausdruck einer Neubewertung der Familienpolitik und nicht nur eine Re​aktion auf die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts ist, eine insgesamt regressive, also eine relativ zum Einkommen abnehmende Entlastung der weit über​wiegenden Zahl der Familien bewirkt. 

Die gesamte Analyse des RWI umfasst Einkommensteuer, Umsatzsteuer und alle 

Kfz-bezogenen Steuern, die zusammen ca. 85 % des gesamtstaatlichen Steuerauf​kommens generieren. Sie kann daher als seriöse Expertise zur Frage der steuer​lichen Verteilungsgerechtigkeit herangezogen werden. 

Heute tragen die 10 % der Steuerpflichtigen mit den höchsten Einkommen 52,5 % des gesamten Lohn- und Einkommensteueraufkommens. Bei unserem Regierungs​antritt waren es noch 51,2 %. Die 50 Prozent der Steuerpflichtigen mit den niedrig​sten Einkommen tragen nur noch zu 8,5 % des Einkommensteueraufkommens bei. Vor vier Jahren lag der Anteil noch bei 9,3 %. Wenn die Steuerreformstufe 2005 auf 2004 vorgezogen wird, werden von den insgesamt 29,2 Mio. Steuerpflichtigen rund 7,9 Mio. Menschen und damit 27 % der Steuerpflichtigen keine Einkommensteuern mehr zahlen. Eine Familie mit zwei Kindern würde dann im kommenden Jahr erst dann Einkommensteuern zahlen, wenn das Jahreseinkommen 35.000 € übersteigt.

Deine Ausführungen desorientieren die Gewerkschaftsmitglieder, täuschen die Öf​fentlichkeit und – das sage ich auch als ver.di-Mitglied – führen eine große und be​deutende Gewerkschaft in eine strategische Sackgasse. Auch wenn Gewerkschaften zu Recht die Regierungspolitik kritisch bewerten, müsste man doch erwarten dürfen, dass sie sich mit den politischen Fakten fair auseinandersetzen. Diese Fairness wurde und wird von dir leider in eklatanter Weise verletzt.

Mit freundlichen Grüßen

Herrn
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